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1. Vorbemerkungen 

1.1 Veranlassung und Planziel 

Im Zuge der Erschließung und geplanten Bebauung des bereits bestehenden Gewerbegebietes 
„Kirschenäcker“ im OT Uttrichshausen ergaben sich Änderungen im Hinblick auf die geplanten 
Nutzungen, Ausweisung von Verkehrsflächen, der teilweise notwendigen Anpassung des 
Geltungsbereichs, welche für die Weiterentwicklung/Innenentwicklung des Gebietes zwingend 
erforderlich sind und die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet - 
Kirschenäcker“ erfordert. 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Kalbach hat daher die 1. Änderung des Bebauungsplanes  
Nr. 40 „Kirschenäcker“ für den aktuell noch unbebauten Teilbereich beschlossen. 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet - Kirschenäcker“, 
OT Uttrichshausen umfasst die Flurstücke 21/1 teilw., 14 teilw., 16/1 teilw., 17, 17/1, 21/2, 19/1, 18, 
16/7, 16/8, 19/9 teilw. 22 teilw., der Flur 4, Gemarkung Uttrichshausen mit einer Fläche von  
rd. 26.755 m² (2,7 ha) und ist der nachfolgenden Übersichtskarte zu entnehmen. 

 
Abb. 1: Geltungsbereich der 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 40 „Gewerbegebiet - Kirschenäcker“, 
unmaßstäblich, genordet 
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Die verkehrliche Erschließung des Gewerbegebietes und des Änderungsbereiches ist bereits im 
Bestand gegeben. 

Ziel der Planung ist es, die bereits festgesetzten Gewerbeflächen, so zu optimieren, dass eine 
sinnvolle und nachhaltige Ausnutzung der Flächen möglich ist.  

Nachfolgend werden die in der 1. Änderung beinhalteten Änderungen des Bebauungsplanes 
aufgeführt: 

- Die Anpassung der öffentlichen Erschließungsstraße: die Straße kann aufgrund des 
Grundstückverkaufes deutlich verkürzt werden, der Wendehammer entfällt. 

- Zur sicheren Erschließung der südwestlichen Baufläche wird eine private Zufahrt / 
Verkehrsfläche, welche von der öffentlichen Erschließungsstraße abzweigt ermöglicht; 

- Anpassung der Geltungsbereich des B-Planes entlang der Landesstraßen L3207 und L3430 
sowie östlich entlang der Tank- und Rastanlage, aufgrund der Ausweisung des 
Bebauungsplanes „Verlegung der Landesstraße L3207“ und der geänderten Planung der 
Tank- und Rastanlage der BAB A7; 

- Anpassung der Baugrenzen aufgrund der Anpassung der Geltungsbereiche; 

- Ausweisung des bestehenden Wirtschaftsweges entlang der L 3430 als Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung „Wirtschaftsweg“ zum Erhalt des Weges. 

1.2 Verfahrensstand 

Die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet- Kirschenäcker“ 
im OT Uttrichshausen dient der Innenentwicklung der Gemeinde Kalbach, insbesondere hier im  
OT Uttrichshausen. Ursprünglich sollte das Verfahren als Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. Nach der Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen und Hinweisen, wird das Verfahren der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 als 
Bebauungsplan im Regelverfahren nach § 8 BauGB weitergeführt. Die bereits durchgeführte Bürger- 
und Behördenbeteiligung wird als frühzeitige Beteiligung gemäß §§ 3, 4 Abs. 1 BauGB angerechnet 
und es erfolgt nach Erarbeitung der Hinweise und Anregungen aus den bereits eingegangenen 
Stellungnahmen eine formelle Beteiligung gemäß §§ 3, 4 Abs. 2 BauGB.  

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfordert eine Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB in 
der die voraussichtlichen und erheblichen Umwelteinwirkungen zu ermitteln sind und letztlich in einem 
Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht bildet gemäß § 2a BauGB einen 
gesonderten Teil der Begründung zum Bebauungsplan und liegt den Entwurfsunterlagen zur Einsicht 
bei. 

1.3 Rechtliche Grundlagen 

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017  
(BGBl. I S. 3634). Zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394). 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786). Zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung - PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990  
(BGBl. 1991 I, S. 58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021  
(BGBl. I S. 1802). 

• Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.05.2018  
(GVBL. I S. 198), zuletzt geändert durch Art. 1 Zweites ÄndG vom 14.5.2025 (GVBl. Nr. 29). 

• Hessische Gemeindeordnung (HGO) vom 07.03.2005 (GVBL. I S. 142), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. April 2025 (GVBl. 2025 Nr. 24). 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. i. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323). 
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• Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches 
Naturschutzgesetz - HeNatG) Vom 25. Mai 2023 (GVBl. S. 379),  

• Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14 Dezember 2010 (GVBl, i. S. 548), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBl. S. 473). 

• Hessisches Nachbarrechtsgesetz (NachbG) vom 24 September 1962 (GVBl. i. S. 417), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. September 2022 (GVBl. S. 460). 

1.4 Räumliche Lage des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 „Gewerbegebiet – Kirschenäcker“ 
befindet sich im OT Uttrichshausen der Gemeinde Kalbach, hier am nördlichen Ortsrand.  

Das Plangebiet wird östlich durch landwirtschaftliche Grünflächen sowie einen Feld-/Wirtschaftsweg 
begrenzt, daran angrenzend befindet sich die T&R- Anlage der BAB A7 mit dem geplanten 
Ausbaubereich. Südlich wird das Änderungsgebiet von der Landesstraße L3430 und deren 
Nebenanlagen (Böschungen, Entwässerungsgraben) begrenzt, westlich durch die Landesstraße  
L 3207. Südlich schließt der Geltungsbereich des Änderungsgebietes direkt an den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes „Verlegung der Landesstraße L 3207“ an. Nördlich grenzt der 
Änderungsbereich an die ausgewiesenen Gewerbeflächen des rechtkräftigen Bebauungsplanes  
Nr. 40 „Gewerbegebiet – Kirschenäcker“. Die Flächen sind bereits im Bestand bebaut. 

1.5 Planungsrechtliche Situation 

Die überörtliche Landes- und Regionalplanung sowie die örtliche kommunale Bauleitplanung verfolgen 
den Zweck der Gestaltung einer lebenswerten Umwelt im bebauten und unbebauten Bereich.  
Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Gemeinden als Träger der Bauleitplanung verpflichtet, die 
Bebauungspläne den Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. 

Regionalplan Nordhessen 

Im Regionalplan Nordhessen (Regierungspräsidium Kassel, 2009) ist die Fläche bzw. das Plangebiet 
als Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe Planung ausgewiesen. 

Im Regionalplan Nordhessen 2009 wird die Gemeinde Kalbach als Grundzentrum und 
Zuwachsgemeinde ausgewiesen. Die steigende Bedeutung besonders der Kerngemeinde Kalbach als 
Wohn- und Gewerbestandort ist entsprechend deutlich zu erkennen und hat sich durch die gute 
Anbindung an die BAB A66 und die BAB A7 weiter verstärkt. 

 

Abb. 2: Ausschnitt des Regionalplanes Nordhessen 2009, unmaßstäblich 

Flächennutzungsplan 

Geltungsbereich 1. 
Änderung B-Plan Nr. 40 
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Der Änderungsbereich ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Kalbach als 
gewerbliche Baufläche ausgewiesen (20. Änderung FNP Gemeinde Kalbach, OT Uttrichshausen). Die 
Änderung des Bebauungsplans wird somit gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt.  

 
Abb. 3: Ausschnitt 20. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Kalbach, OT Uttrichshausen 

Verbindliche Bauleitplanung 

Der derzeit geltende bzw. rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 40 „Gewerbegebiet – Kirschenäcker“ 
wurde am 26.02.2019 als Satzung beschlossen und ist im Jahr 2019 in Kraft getreten.  

Der Bebauungsplan Nr. 40 „Gewerbegebiet – Kirschenäcker“ weist für den Änderungsbereich bereits 
Gewerbegebietsflächen aus sowie öffentliche Verkehrs- und Grünflächen. Weiterhin werden 
Regelungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung innerhalb der im Gewerbegebiet vorhandenen 
Flurstücke getroffen sowie Festsetzungen zu Bauweisen, Gebäudehöhen, Nebenanlagen und 
Erschließung des Gebietes getätigt. Aussagen zu Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft sind ebenso verankert wie bauordnungsrechtliche/ 
gestalterische Festsetzungen der Baugrundstücke und die Zuordnung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen. 

Geltungsbereich 1. 
Änderung B-Plan Nr. 40 
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Abb. 4: Planzeichnung B-Plan Nr. 40 „Gewerbegebiet- Kirschenäcker, ohne Maßstab, genordet 

Schutzgebiete und sonstige Vorbehalte 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 sowie das gesamte 
Gemeindegebiet der Gemeinde Kalbach liegt im Naturpark „Hessische Rhön“.  

Es bestehen keine weiteren Überschneidungen mit Schutzgebieten im Sinne  
der §§ 23 – 26 BNatSchG (Naturschutzgebiete, Nationalparke, Nationale Naturmonumente, 
Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete). Ebenfalls sind keine Naturdenkmale oder 
geschützte Landschaftsbestandteile oder geschützte Biotope betroffen bzw. vorhanden. NATURA 
2000-Gebiete (FFH-/Vogelschutzgebiete) befinden sich nicht im Plangebiet oder näherem Umfeld. 
Das Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Frauenstein“ verläuft nördlich und östlich des Plangebietes.  

Das Wasserschutzgebiet „WSG Quelle Zillbach (bzw. Fassung „Hasenborn“, Schutzzone III) beginnt 
in ca. 850 m Abstand westlich des Plan-/Änderungsgebietes.   

Innenentwicklung und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und 
Gemeinden zu stärken. Der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme 
von Flächen ist insofern ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. Die 
städtebauliche Entwicklung soll nun vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 
Abs. 5 BauGB). 

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach  
§ 1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt: Die Notwendigkeit der Umwandlung 
landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen 
zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere 
Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen 
können. Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen 
ist, dass die Kommune Bemühungen unternommen hat, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen 
zunächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen. 

Hier bei der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet - Kirschenäcker“ im Ortsteil 
Uttrichshausen handelt es sich um eine Anpassung bereits ausgewiesenen Gewebeflächen.  
Die 1. Änderung dient der Innentwicklung des Gebietes sowie besseren Einbindung an die 
Randstrukturen.  



  
  Datum: 15.06.2026 
  Seite 9 (18) 
 

1. Änderung Bebauungsplan Nr. 40 „Gewerbegebiet Kirschenäcker“ im OT Uttrichshausen – Begründung Entwurf 

Weiterhin werden die Belange des Bodenschutzes im Rahmen der Umweltprüfung und der Erstellung 
des Umweltberichtes in der fachlich gebotenen und gesetzlichen Form berücksichtigt.  

2.  Städtebauliche Konzeption 

Heutige Situation 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet-Kirschenäcker“ 
bezieht sich auf den südlichen Teil des bereits rechtkräftigen Bebauungsplans Nr. 40 „Gewerbegebiet 
– Kirschenäcker“ im OT Uttrichshausen. Das hier ausgewiesene Gewerbegebiet umfasst eine Fläche 
von rd. 3,4 ha. Hiervon ist der nördliche Teil des Gewerbegebietes bereits bebaut.   

Der Geltungsbereich der 1. Änderung umfasst eine Fläche von rd. 2,7 ha und ist aktuell noch 
unbebaut. Es handelt sich hier um eine vorhandene, landwirtschaftlich genutzte Fläche (Grünland, 
Mähwiese) am nordöstlichen Ortsrand Uttrichshausen, der Gemeinde Kalbach, welche jedoch bereits 
durch den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 40 „Gewerbegebiet – Kirschenäcker“ als Bauland 
ausgewiesen ist. 

Die Umgebung des Plangebietes ist ländlich geprägt. Das Plangebiet selbst grenzt nur bedingt an die 
Siedlungsstrukturen der Gemeinde Uttrichshausen an und wird durch die angrenzenden 
Landesstraßen L3430 und L3207 sowie der östlich angrenzenden landwirtschaftlichen Grünflächen 
(bzw. der hier geplanten Erweiterung der T+R-Anlage Uttrichshausen-West) und der BAB A7 
eingeschlossen und geprägt.  

Immissionsschutz 

Aufgrund der Lage des Plangebietes am Rande der Ortslage von Uttrichshausen, dem vorhandenen 
Relief sowie den bestehenden Vorbelastungen (BAB A7, L 3702, L 3430) können Störungen bzw. 
erhebliche Beeinträchtigungen nahe gelegener Siedlungsstrukturen durch das Gewerbegebiet an 
dieser Stelle ausgeschlossen werden. 

Durch die geplante Änderung des Bebauungsplanes werden keine Nutzungen zulässig, die 
zusätzliche Störungen hervorrufen. 

Erschließung 

Das Gewerbegebiet und somit auch der Geltungsbereich der 1. Änderung ist bereits über die 
bestehende Erschließungsstraße „Am Kirschenäcker“, die direkt an die Landstraße L 3207 anknüpft, 
erschlossen. Von dieser Straße erfolgt die Zufahrt zu dem Grundstück im Änderungsbereich. 

Altlasten/Kampfmittel 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 40 bezieht sich auf bereits ausgewiesene 
Baulandflächen. Für diesen Bereich sind keine Nutzungseinschränkungen aus Umweltlasten zu 
erwarten. Es liegen keine Hinweise auf einen aktuellen Kampfmittelverdacht im Plangebiet vor. 
Maßnahmen zur Kampfmittelerkundung sind nicht erforderlich. 

Alternativenprüfung  
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet – Kirschenäcker“ dient der 
Innenentwicklung und Nachverdichtung eines bestehenden Gewerbestandortes. Aufgrund der 
angepassten Planung der Erweiterung der T/R-Anlage Uttrichshausen-West sowie den Anpassungen 
des Geltungsbereiches entlang der L 3430 und L 3207 durch die Ausweisung des Bebauungsplanes 
„Verlegung der Landesstraße L3207“ und der bereits bestehenden Planungen und geplanten 
Nutzungen, hat die Gemeinde hier die Änderung des Bebauungsplanes in Abstimmung mit den 
Investoren/Vorhabenträger beschlossen.  

Die geplante Änderung ermöglicht eine bessere und nachhaltigere Ausnutzung des bereits 
bestehenden Gewerbeflächen und schafft einen optimaleren Übergang zu den angrenzenden 
Siedlungsstrukturen im OT Uttrichshausen. Bei Nichtdurchführung der Planänderung kann der 
Investor und Vorhabenträger seine Planungen für die Weiterentwicklung seines Gewerbestandortes 
nicht fortführen. Was somit zu einer schlechteren Vermarktung der Gewerbeflächen führen kann. 
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2.1  Begründung der wesentlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Die zeichnerischen und textlichen Planänderungen und -ergänzungen sowie die integrierten 
gestalterischen Festsetzungen sind in der nachfolgenden Tabelle zusammengestellt und begründet. 

Tabelle 1: Gegenüberstellung der B-Planfestsetzungen 

Festsetzung im 
Ursprungsbebauungsplan  
Nr. 40  

Festsetzung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 40  

Begründung / Erläuterung / 
Hinweise  

Art der baulichen Nutzung:  
GE = Gewerbegebiete aller Art, 
Lagerhäuser, Lagerplätze und 
öffentliche Betriebe, Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsgebäude 
Nicht zulässig: 
- Einzelhandel sowie Großhandel 
mit einzelhandelsähnlicher 
Vertriebsstruktur und Tankstellen 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale und gesundheitliche 
Zwecke, 
- Vergnügungsstätten aller Art. 

Art der baulichen Nutzung:  
GE = Gewerbegebiete aller Art, 
Lagerhäuser, Lagerplätze und 
öffentliche Betriebe, Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsgebäude 
Nicht zulässig: 
- Einzelhandel sowie Großhandel 
mit einzelhandelsähnlicher 
Vertriebsstruktur und Tankstellen 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale und gesundheitliche 
Zwecke, 
- Vergnügungsstätten aller Art. 

Art der baulichen Nutzung:  
Unverändert 

Maß der baulichen Nutzung:  
- GRZ 0,8  
- GFZ 1,6  
 
- Zahl der Vollgeschosse II  
 
- Firsthöhe FH = max. 12,50 m 
- Traufhöhe TH = max. 9,00 m 

Maß der baulichen Nutzung:  
- GRZ 0,8 
- GFZ 1,6  
 
- Zahl der Vollgeschosse II  
 
- Firsthöhe FH = max. 12,50 m 
- Traufhöhe TH = max. 9,00 m 

GRZ und GFZ:  
Unverändert 
 
Zahl der Vollgeschosse:  
unverändert  
 
Höhe der baulichen Anlagen: 
unverändert 

Bauweise:  
offene Bauweise  
abweichend darf die Länge der 
Gebäude und Anlagen 50 m 
überschreiten 

Bauweise:  
offene Bauweise  
abweichend darf die Länge der 
Gebäude und Anlagen 50 m 
überschreiten 

Bauweise:  
unverändert  

Überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflächen 
sowie Stellung der baulichen 
Anlagen 
Festsetzungen gemäß 
Planzeichnung 
Bauflächen sind durch 
Baugrenzen definiert und 
einzuhalten. 
Außerhalb der im Plan 
dargestellten Baugrenzen entlang 
der BAB A 7 und T/R-Anlage 
sowie den Landesstraßen sind 
keine baulichen Anlagen zulässig. 
Dies gilt auch für Aufschüttungen, 
Abgrabungen, begeh- oder 
befahrbare befestigte Flächen, 
Werbeanlagen und 
Nebenanlagen. 

Überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflächen 
sowie Stellung der baulichen 
Anlagen 
Festsetzungen gemäß 
Planzeichnung 
Bauflächen sind durch 
Baugrenzen definiert und 
einzuhalten. 
Außerhalb der im Plan 
dargestellten Baugrenzen entlang 
der BAB A7 und T/R-Anlage sowie 
den Landesstraßen sind keine 
baulichen Anlagen zulässig. Dies 
gilt auch für Aufschüttungen, 
Abgrabungen sowie 
Werbeanlagen. 
 

Überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflächen 
sowie Stellung der baulichen 
Anlagen 
Baugrenzen wurden in der 
Planzeichnung zugunsten einer 
optimalen Ausnutzung der 
Gewerbegebietsflächen angepasst. 
Nebenanlagen sowie befestigte 
Flächen sind auch außerhalb der 
Baugrenzen, auch entlang der BAB 
A7 und T/R-Anlage sowie der 
Landesstraßen zulässig. 
Beeinträchtigungen der 
angrenzenden Anlagen durch 
Nebenanlagen sind aufgrund der 
Lage und Abstände sowie den z.T. 
dazwischenliegenden Nutzungen 
(Wirtschaftswege, Grünflächen) 
nicht möglich. Die Änderung der 
Festsetzung dient der besseren 
Ausnutzung der GE-Flächen. 
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Festsetzung im 
Ursprungsbebauungsplan  
Nr. 40  

Festsetzung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 40  

Begründung / Erläuterung / 
Hinweise  

Flächen für Nebenanlagen 
Nebenanlagen i.S. v. § 14 
BauNVO sind im Baugebiet 
allgemein zulässig.  
Stellplätze i. S. v. § 12 BauNVO 
sind in dem festgesetzten 
Baugebiet allgemein zulässig. Es 
gilt die Stellplatzsatzung der 
Gemeinde Kalbach vom 
13.06.1995 

Flächen für Nebenanlagen 
Nebenanlagen i.S. v. § § 12 und 
14 BauNVO sind innerhalb und 
außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
Stellplätze i. S. v. § 12 BauNVO 
sind in dem festgesetzten 
Baugebiet allgemein zulässig. Es 
gilt die Stellplatzsatzung der 
Gemeinde Kalbach, letzte 
Änderung vom 21.08.2018. 

Flächen für Nebenanlagen 
Nebenanlagen i S. v. §§ 12 und 14 
BauGB sind im Baugebiet innerhalb 
und auch außerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig um 
eine optimale Ausnutzung der 
Gewerbegebietsflächen zu 
ermöglichen.  
Die Stellplatzsatzung der Gemeinde 
Kalbach wurde aktualisiert. Es gilt 
die aktuelle Ausgabe. 

Verkehrsflächen:  
Festsetzung gemäß 
Planzeichnung.  

Verkehrsflächen:  
Festsetzung gemäß 
Planzeichnung.  

Verkehrsflächen:  
Abweichend vom 
Ursprungsbebauungsplan wird in 
der Änderungsplanung und in der 
Plandarstellung die 
Erschießungsstraße gekürzt sowie 
Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, hier Feld-
/Wirtschaftsweg, Zufahrt ergänzt. 
Der bestehende Wirtschaftsweg 
entlang der L 3430 kann durch die 
geänderte Planung der Erweiterung 
der T/R-Anlage Uttrichshausen-
West erhalten bleiben und wird 
somit auch im Plangebiet nicht 
überplant. 

Flächen für Versorgungsanlagen 
und Abfall- und 
Abwasserbeseitigung 
Alle Ver- und 
Entsorgungsleitungen sind gemäß 
dem Stand der Technik 
unterirdisch zu verlegen, soweit 
sie sich auf privaten Grundstücken 
befinden, sind sie über 
Grunddienstbarkeiten zu sichern. 

Flächen für Versorgungsanlagen 
und Abfall- und 
Abwasserbeseitigung 
Alle Ver- und 
Entsorgungsleitungen sind gemäß 
dem Stand der Technik 
unterirdisch zu verlegen, soweit 
sie sich auf privaten Grundstücken 
befinden, sind sie über 
Grunddienstbarkeiten zu sichern. 

Flächen für Versorgungsanlagen 
und Abfall- und 
Abwasserbeseitigung 
unverändert 

Mit Geh-/Fahr- und Leitungsrechte 
zu belastende Flächen 
Die Erschließung der privaten 
Grundstücke ist mit Leitungs-
rechten zugunsten der jeweiligen 
Ver- und Entsorgungsträger zu 
belasten. Die Errichtung baulicher 
Anlagen sowie die Pflanzung von 
Bäumen sind auf den mit 
Leitungsrechten belasteten 
Flächen unzulässig. 
Die öffentliche Straße (Haupt-
erschließungsstraße) ist mit Geh- 
und Fahrrechten zugunsten der 
Allgemeinheit festgesetzt. 

Mit Geh-/Fahr- und Leitungsrechte 
zu belastende Flächen 
Die Erschließung der privaten 
Grundstücke ist mit Leitungs-
rechten zugunsten der jeweiligen 
Ver- und Entsorgungsträger zu 
belasten. Die Errichtung baulicher 
Anlagen sowie die Pflanzung von 
Bäumen sind auf den mit 
Leitungsrechten belasteten 
Flächen unzulässig. 
Die öffentliche Straße (Haupt-
erschließungsstraße) ist mit Geh- 
und Fahrrechten zugunsten der 
Allgemeinheit festgesetzt. 

Mit Geh-/Fahr- und Leitungsrechte 
zu belastende Flächen 
unverändert 

Planungen, Nutzungsregelungen, 
Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft 
Festsetzungen gemäß 
Planzeichnung 
9.1 Allgemeine Festsetzungen 

Planungen, Nutzungsregelungen, 
Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft 
Festsetzungen gemäß 
Planzeichnung 
9.1 Allgemeine Festsetzungen 

Planungen, Nutzungsregelungen, 
Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft 
Die ausgewiesenen öffentlichen 
Grünflächen wurden entsprechend 
der aktualisierten Nutzungen (Erhalt 
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Festsetzung im 
Ursprungsbebauungsplan  
Nr. 40  

Festsetzung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 40  

Begründung / Erläuterung / 
Hinweise  

9.2 Festsetzungen für 
Ausgleichsmaßnahmen auf 
privaten Baugrundstücken 
9.3 Zuordnung von externen 
Kompensationsmaßnahmen 
9.4 Zuordnung von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen 
9.5 Hinweis Pflanzungen im 
Bereich 20-kV-Freileitung 

9.2 Festsetzungen für 
Ausgleichsmaßnahmen auf 
privaten Baugrundstücken 
9.3 Zuordnung von externen 
Kompensationsmaßnahmen 
9.4 Zuordnung von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen 
9.5 Hinweis Pflanzungen im 
Bereich 20-kV-Freileitung 

Feld-/Wirtschaftsweg, Anpassung 
Geltungsbereich aufgrund 
geänderter Planung der 
Erweiterung der T/R-Anlage 
Uttrichshausen-West) hinsichtlich 
ihrer Lage und des Umfanges 
angepasst. 
Die Festsetzungen in Punkt 9.1 bis 
9.5 gelten unverändert weiter. 

Bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen 
1. Dachgestaltung 
2. Dacheindeckung 
3. Fassadengestaltung 
4. Einfriedungen 
5. Werbeanlagen 
6. Beleuchtung 
7. Garagen und Stellplätze 
8. Flächenbefestigungen 
9. Bodenschutz 

Bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen 
1.  Dachgestaltung 
2. Dacheindeckung 
3. Fassadengestaltung 
4. Einfriedungen 
5. Werbeanlagen 
6. Beleuchtung 
7. Garagen und Stellplätze 
8. Flächenbefestigungen 
9. Bodenschutz 

Bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen 
Die Festsetzungen Punkt 1 bis 
Punkt 8 sind unverändert. 
Die Festsetzungen Punkt 9 – 
Bodenschutz wurden aktualisiert. 
Die Festsetzung zur Nutzung von 
Bodenmaterial aus dem Bereich der 
geplanten Erweiterung der T/R-
Anlage für Aufschüttungen im 
Plangebiet wurde gestrichen sowie 
auch die Anforderungen auf das 
Aufbringen und Einbringen von 
Boden. Hier wird auf die Aufnahme 
der Allgemeinen Hinweise und 
Empfehlungen Teil C der textlichen 
Festsetzungen verwiesen. 

 

2.2 Kennzeichnungen, Hinweise/Empfehlungen, Nachrichtliche Übernahmen 

Des Weiteren enthält die 1. Änderung des Bebauungsplans im Teil C der Festsetzungen 
nachfolgende Kennzeichnungen, Allgemeine Hinweise und Empfehlungen sowie nachrichtliche 
Übernahmen, welche im Zuge von Bauantragsplanungen zu berücksichtigen sind. 

Wasserwirtschaft / Grundwasser / Niederschlagswasser 

Zum Schutz des Grundwassers wird auf die Allgemeine Sorgfaltspflichten im Sinne des 
 § 5 Wasserhaushaltgesetz (WHG) verwiesen, welche zu beachten sind. 

Zusätzliche Maßnahmen zur Reduzierung der Oberflächenversiegelung und ggf. eine Regenwasser-
speicherung sind zulässig und sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens nach Bedarf zu planen 
und zu bemessen. 

Es wird empfohlen, das Dachflächenwasser in Zisternen zu sammeln und als Brauchwasser  
(z.B. Kühlwasser, Reinigungswasser, Toilettenspülung etc.) zu benutzen. Bei der Nutzung des 
Dachflächenwassers als Brauchwasser im Haushalt ist das DVGW-Arbeitsblatt 555 - Nutzung von 
Regenwasser (Dachwasser) im häuslichen Bereich - in der Fassung vom März 2002, zu beachten. 

Vor Inbetriebnahme einer Brauchwasseranlage ist der Gemeinde eine Bestätigung über die bauliche 
Fertigstellung und technische Betriebssicherheit der Anlage (einschl. Kontrolle der betrieblichen 
Trennung der Brauchwasserzuleitung und der Nachspeisung über das Trinkwassernetz) vorzulegen. 

Die Installation von Anlagen zur Brauchwassernutzung ist ausschließlich von zugelassenen 
Fachbetrieben durchführen zu lassen. Der Unternehmer und sonstige Inhaber von Anlagen, die zur 
Entnahme oder Abgabe von Wasser bestimmt sind, das keine Trinkqualität hat, haben den Bestand 
unverzüglich der zuständigen Behörde anzuzeigen. 
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Archäologischer Denkmalschutz und Bodenfunde 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 
Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, bekannt werden, so ist dies nach  
§ 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische 
Denkmalpflege), der Unteren Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde Kalbach anzuzeigen. 

Bodenschutz, Abfälle, Altlasten 

Ergeben sich im Zuge von Bodeneingriffen Hinweise auf schadstoffbedinge schädliche 
Bodenveränderungen, ist im Sinne der Mitwirkungspflichten nach § 4 (2) HAltBodSchG die zuständige 
Bodenschutzbehörde zur Abstimmung des weiteren Vorgehens hinzuzuziehen. 

Bei der Bauausführung sind die vom Hessischen Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau
, Forsten, Jagd und Heimat (HMUL, 2024) herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für 
Bauausführende“ und „Bodenschutz für Häuslebauer“ zu beachten. 

Erfolgt die Verwertung des Oberbodens durch Auf- oder Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare 
Bodenschicht, sind die Anforderungen des § 7 i.V.m. § 6 der BodSchV zu beachten, ansonsten gelten 
die Anforderungen der jeweils annehmenden Stellen. 

Grundsätzlich wird in Bezug auf den vorsorgenden Bodenschutz auf die Einhaltung der einschlägigen 
Normen wie die DIN 19731, DIN 18915 und DIN 19639 bei der Umsetzung der Planung und 
Baudurchführung verwiesen.  

Brand-/ Katastrophenschutz 

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz (HBKG) vom 17.12.1998 ist die Bereitstellung von Löschwasser eine Aufgabe der 
Gemeinde. Bei Bauvorhaben mit besonderer Brand- und Explosionsgefahr sowie bei Gebäuden, 
Anlagen, Einrichtungen und Lagerstätten, die nicht an die öffentliche Wasserversorgung 
angeschlossen sind, sind die Bauherren bzw. Eigentümer im Rahmen des § 45 Abs. 1 Nr. 2 HBKG zur 
Bereitstellung ausreichender Löschwassermengen und der erforderlichen Entnahmeeinrichtungen 
verpflichtet. 

Leitungen 

Der Lageplan dokumentiert den uns bekannten Leitungsbestand ohne Anspruch auf Vollständigkeit. 
Die genaue Lage und die jeweils einzuhaltenden Schutzstreifen der Leitungen sind vor Beginn der 
Baumaßnahmen bei den einzelnen Spartenträgern abzufragen und bei den Baumaßnahmen sowie 
der Pflanzung zu berücksichtigen! 

Allgemeine Hinweise zum Arten- und Biotopschutz, Pflanzungen 

Die Beachtung der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG gilt auch bei der nachfolgenden konkreten 
Planumsetzung. Der Vorhabenträger bzw. Bauherr muss den Erfordernissen des Artenschutzes ggf. 
auch hier Rechnung tragen (Prüfung der Artenschutzbelange bei allen genehmigungspflichtigen 
Planungs- und Zulassungsverfahren, gilt auch für Vorhaben des § 63 HBO). 

Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden Vogelarten 
(d.h. ausschließlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) erfolgen. Weiterhin ist 
zum Schutz bodenbrütender Vogelarten bei Baubeginn zwischen 1. April und 31. August der gesamte 
bisher landwirtschaftlich genutzte Planungsraum einschließlich vorhandener Feld- und Wegraine, in  
2-wöchigem Abstand, ab Ende März regelmäßig umzubrechen oder zu mähen. 

An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen (ruderale Säume und Gehölze) sind vor 
mechanischen Schädigungen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und R SBB 
zu schützen. 

Bezüglich der Außenbeleuchtung der Betriebe und deren Gelände sind die Vorgaben des „Sternepark 
Rhön“, „Beleuchtungsrichtlinie für den Sternepark im Biosphärenreservat Rhön“ und die 
„Möglichkeiten zur Reduzierung der Lichtverschmutzung“ zu beachten. 

Zum Schutz von Fledermäusen und Insekten sind öffentliche und private Außenbeleuchtungen an 
Gebäuden und Freiflächen (z.B. Wege, Parkplätze) energiesparend, blendfrei und streulichtarm zu 
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gestalten und auf das funktional notwendige Maß zu reduzieren. Zulässig sind daher nur 
vollabgeschirmte Leuchten, die im installierten Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen  
(0 % Upward Light Ratio) und Leuchtmittel mit für Insekten wirkungsarmem Spektrum wie 
bernsteinfarbenes bis warmes Licht mit Farbtemperaturen von 2200 bis 2700 Kelvin, nicht höher als 
3000 K.  

Flächige Fassadenanstrahlungen, freistrahlende Röhren und rundum strahlende Leuchten 
(Kugelleuchten, Solarkugeln) sind nur mit einem Lichtstrom unter 50 Lumen vorzusehen. Durch 
Schalter, Zeitschaltuhren oder Smart Technologien soll die Beleuchtung auf die Nutzungszeit begrenzt 
werden. 

Bei der Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Pflanzungen sind die Abstände zu den 
Nachbargrundstücken nach § 38 und § 39 NachbG HE (Hessisches Nachbarrechtsgesetz) 
einzuhalten. 

Notwendige Sichtfelder an Knotenpunkten/Einmündungen der Straßen sind gemäß RAL frei von 
Sichthindernissen zu halten. Dies gilt auch für Strauchpflanzungen.  

Hinweise zur verkehrlichen Erschließung/Beachtung angrenzender Landstraßen  

Der zuständigen Verkehrsbehörde des Landkreises Fulda ist für den Knotenpunkt der L3207/ 
Gewerbestraße ein ordnungsgemäßer Markierungs- und Beschilderungsplan zur 
verkehrsbehördlichen Abstimmung und Anordnung im Zuge der Erschließungsplanung des 
Gewerbegebietes vorzulegen. 

Jegliche Hindernisse im Zuge der L 3207 und L 3430 (derzeit noch L 3207) sind ausschließlich 
außerhalb kritischer Abstände gem. den Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeug-
Rückhaltesysteme (RPS 2009) vorzusehen. Der kritische Abstand zum befestigten Fahrbahnrand der 
L 3207 und L 3430 (derzeit noch L 3207) nach RPS 2009, Kap. 3.3.1.1 sollte eingehalten werden. Bei 
Nichtbeachtung des kritischen Abstands sind Bäume bereits bei ihrer Anpflanzung oder ggf. auch 
Zaunanlagen / Hindernisse bei Aufstellung mit Fahrzeug-Rückhaltesystemen zu sichern. Die 
erforderlichen Schutzsysteme sind dann mit Hessen Mobil abzustimmen und die Kosten hierfür von 
der Gemeinde zu tragen. 

Niederschlagswasser und sonstige Abwässer dürfen dem Straßenkörper der L 3207 und L 3430 
(derzeit noch L 3207) und seinen Entwässerungsanlagen weder mittelbar noch unmittelbar zugeführt 
werden.  

Sofern Photovoltaikanlagen installiert werden, ist ein entsprechendes Blendgutachten nachzuweisen, 
welches es ausschließt, dass Blendwirkungen gegenüber den Landesstraßen entstehen. 

Die Festsetzungen des angrenzenden rechtskräftigen Bebauungsplans „Verlegung der Landesstraße 
3207“ sind zu beachten.  

Sicherstellung der Löschwasserversorgung und Rettungswege 

Feuerwehren müssen Systemtrenner verwenden, um gemäß Trinkwasserverordnung eine 
Beeinträchtigung des Trinkwassers und des Rohrnetzes bei Löschwasserentnahmen zu verhindern. 
Diese verursachen bis zu 1 bar Druckverlust. Bei der Wasserentnahme aus dem Trinkwassernetz ist 
deshalb der Betriebsdruck von 2,5 bar nicht zu unterschreiten. 

Es ist zu überprüfen, ob eine ausreichende Löschwasserversorgung vorhanden ist. Sofern die 
Löschwasserversorgung nicht zentral aus dem Trinkwassernetz sichergestellt ist, bzw. werden kann, 
sind unabhängige Löschwasserentnahmestellen vorzusehen. Hierfür sind insbesondere unterirdische 
Löschwasserbehälter nach DIN 14230 geeignet.  

Liegen Gebäude/Hallen 50 m von öffentlichen Verkehrsflächen entfernt, so sind gemäß § 5 HBO 
Zufahrten und Bewegungsflächen für Feuerwehrfahrzeuge zu diesen Gebäuden vorzusehen. Sofern 
mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stellen als zweiter Rettungsweg berücksichtigt 
werden sollen, sind Flächen zum in Stellung bringen derselben vorzusehen.  

Die maximal zulässige Firsthöhe beträgt 12,5 m. Ein Hubrettungsfahrzeug kann den beplanten 
Bereich innerhalb der Hilfsfrist der Stufe 1 nach Anlage zur FwOV nicht erreichen. Für Geschosse mit 
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Aufenthaltsräumen können mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stellen als zweiter 
Rettungsweg nur bis zu einer Brüstungshöhe von 8 m berücksichtigt werden. 

Sonstige Hinweise 

Die rechtlichen Grundlagen werden im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 aktualisiert 
und gelten weiterhin für das gesamte Bebauungsplangebiet des Bebauungsplanes Nr. 40. Die 
rechtlichen Grundlagen (Gesetze und Verordnungen) gelten jeweils in ihrer aktuellen Fassung. 

3.  Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit 
Umweltprüfung nach § 8 BauGB. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG-Bau, 
BGBl. I S.1359) am 20. Juli 2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die 
Begründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der 
Umweltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und 
bewertet werden. 

Im Zuge der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 wurde daher ein Umweltbericht 
erarbeitet, dessen Inhalt entsprechend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB aufbereitet ist. Die 
Ergebnisse des Umweltberichtes sowie die im Rahmen der im Verfahren eingegangenen Anregungen 
und Hinweise werden in der anschließenden bauleitplanerischen Abwägung entsprechend 
berücksichtigt. Der Umweltbericht ist dem Entwurf zum Bebauungsplan beigefügt.  

Eingriffs- Ausgleichplanung 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind gem. § 1a BauGB die Belange und Landschaft zu 
beachten. Dazu sind auch die durch die Planumsetzung entstehenden Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu ermitteln und durch entsprechend geeigneten Maßnahmen zu kompensieren. 

Die für die Abarbeitung der Eingriffs-/Ausgleichsplanung notwendigen zusätzlichen Inhalte, die als 
Belange des Naturschutzes und der Landespflege gleichberechtigt in die bauleitplanerische 
Abwägung einzustellen sind, wurde im Umweltbericht abgearbeitet. Er ist gesonderter Bestandteil der 
Begründung und liegt im Zuge der Durchführung der formellen Bürger- und Behördenbeteiligung 
gemäß § 3, 4 Abs. 2 BauGB den Entwurfsgrundlagen zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 
bei.  

Eingriffskompensation 

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 40 „Gewerbegebiet - Kirschenäcker“ festgesetzten und 
vertraglich vereinbarten Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahmen der Gemeinde Kalbach und dem 
Landkreis Fulda, FD Natur und Landschaft, gelten unverändert weiter und beinhalten auch die  
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40. In Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
des LK Fulda wird hier ggf. eine Erweiterung der Kompensationsmaßnahme vorgenommen.  

Artenschutz 

Um das Eintreten von Verbotstatbeständen im Sinne des § 44 BNatSchG auszuschließen, wird das 
Plangebiet im Zuge der Erstellung des Umweltberichtes im Hinblick auf das vorhandene Arteninventar 
untersucht. Hierzu wird entsprechend der vorhandene Biotop- und Habitatausstattung eine 
Vorauswahl der zu prüfenden Tierartengruppen getroffen, die sich hier im Plangebiet auf die 
Artengruppen Vögel, Amphibien, Kleinsäugetiere und Insekten bezieht. Diese Arten/Artengruppen 
werden im Umweltbericht auf den Hinblick möglicher durch die Planung bedingter, 
artenschutzrechtlicher Konflikte untersucht. Die Ergebnisse sind im Umweltbericht zusammengefasst.  

In den Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbebiet – Kirschenäcker“ 
wird auf die einschlägigen Vorschriften des besonderen Artenschutzes des  
§ 44 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) hingewiesen. Zur Vermeidung der Zerstörung oder 
Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten sind 
insbesondere nachfolgende Maßnahmen zu beachten: 
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- Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden 
Vogelarten (d.h. ausschließlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) 
erfolgen. Weiterhin ist bei Baubeginn zwischen 1. April und 31. August der gesamte bisher 
landwirtschaftlich genutzte Planungsraum einschließlich vorhandener Feld- und Wegraine in 
2-wöchigem Abstand ab Ende März regelmäßig umzubrechen oder zu mähen. 

- An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen (ruderale Säume und Gehölze) sind vor 
mechanischen Schädigungen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und 
R SBB zu schützen. 

- Bezüglich der Außenbeleuchtung der Betriebe und deren Gelände sind die Vorgaben des 
„Sternepark Rhön“, „Beleuchtungsrichtlinie für den Sternepark im Biosphärenreservat Rhön“ 
und die „Möglichkeiten zur Reduzierung der Lichtverschmutzung“ zu beachten. 

- Zum Schutz von Fledermäusen und Insekten sind öffentliche und private 
Außenbeleuchtungen an Gebäuden und Freiflächen (z.B. Wege, Parkplätze) energiesparend, 
blendfrei und streulichtarm zu gestalten und auf das funktional notwendige Maß zu 
reduzieren. Zulässig sind daher nur vollabgeschirmte Leuchten, die im installierten Zustand 
nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio) und Leuchtmittel mit für 
Insekten wirkungsarmem Spektrum wie bernsteinfarbenes bis warmes Licht mit 
Farbtemperaturen von 2200 bis 2700 Kelvin, nicht höher als 3000 K.  

- Flächige Fassadenanstrahlungen, freistrahlende Röhren und rundum strahlende Leuchten 
(Kugelleuchten, Solarkugeln) sind nur mit einem Lichtstrom unter 50 Lumen vorzusehen. 
Durch Schalter, Zeitschaltuhren oder Smart Technologien soll die Beleuchtung auf die 
Nutzungszeit begrenzt werden. 

4.  Immissionsschutz – Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes 
entsprechend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die 
ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige 
schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 

Im Plangebiet sind keine Nutzungen, welche eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
benötigen, vorhanden oder zulässig. 

Grundsätzlich ist die Einhaltung aller sich aus der TA-Lärm ergebenden Anforderungen innerhalb und 
außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes einzuhalten. 

5. Klimaschutz 

Seit der BauGB-Novelle 2004 wurde die „Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz“ gesondert 
als Ziel der Bauleitplanung im Baugesetz aufgeführt. Gemeinden wurde grundsätzlich die Möglichkeit 
eingeräumt, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen auch die Umsetzung von 
energiepolitischen und energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Nach der Neufassung 
von § 1 Abs. 5 BauGB sollen die Bauleitpläne nunmehr „Klimaschutz und Klimaanpassung 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung“ fördern.  

Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde unter dem Aspekt des Klimaschutzes und des Einsatzes 
erneuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt. 
Beachtlich ist hierbei die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung  
(§ 1 Abs. 5 Satz 2 und § 1a Abs. 5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne  
(§§ 5 und 9 BauGB) und städtebaulicher Verträge (§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen 
zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie (§ 248 BauGB). 

Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s.o.) kann auf die speziellen 
energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter 



  
  Datum: 15.06.2026 
  Seite 17 (18) 
 

1. Änderung Bebauungsplan Nr. 40 „Gewerbegebiet Kirschenäcker“ im OT Uttrichshausen – Begründung Entwurf 

erneuerbarer Energien verwiesen werden, die bei der Bauplanung und Bauausführung zu beachten 
und einzuhalten sind. 

Entsprechend des Gebäudeenergiegesetzes (GEG vom 01.11.2020, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 16.10.2023) werden die Eigentümer von Gebäuden, die neu errichtet werden, dazu 
verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren 
Energien zu decken sowie bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden einen 
bestimmten Standard an Maßnahmen zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden 
einzuhalten.  

Insofern wird es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der 
Energieeinsparung keine weitergehenden Vorgaben in den Bebauungsplan aufzunehmen, sondern 
vielmehr auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer 
jeweils gültigen Fassung zu verweisen. 

6.  Altablagerungen und Altlasten 

Es ist nicht bekannt, dass sich im Plangebiet Flächen mit schädlichen Bodenveränderungen im Sinne 
des BBodSchG befinden, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. Auch das Vorhandensein von 
Verdachtsflächen1 oder Altlasten bzw. altlastverdächtige Flächen2 im Plangebiet sind dem Verfasser 
zum derzeitigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

7.  Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz 

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die 
Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens. Es gelten die 
Entwässerungssatzung und die Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Kalbach in deren aktueller 
Fassung. 

Überschwemmungsgebiete 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. hier der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet – Kirschenäcker“ liegt weder in einem 
Überschwemmungsgebiet noch in einem überschwemmungsgefährdeten Gebiet. 

Trinkwasserschutzgebiete/ Heilquellenschutzgebiete 

Der Geltungsbereich befindet sich weder in einem Trinkwasserschutzgebiet noch in einem 
Heilquellenschutzgebiet. 

Das Wasserschutzgebiet „WSG Quelle Zillbach (bzw. Fassung „Hasenborn“, Schutzzone III) beginnt 
in ca. 850 m Abstand westlich des Plan-/Änderungsgebietes.   

Wasserversorgung 

Die Leitungsinfrastruktur für die Wasserversorgung im Plangebiet selbst ist bereits gesichert. 

Abwasserentsorgung 

Bei der 1. Änderung des Bebauungsplanes wurden der sachgerechte Umgang mit Abwasser und die 
Belange des Umweltschutzes berücksichtigt (§ 1 Abs. 6 BauGB). Zur Erschließung gehören eine 
geordnete Abwasserbeseitigung und eine naturverträgliche Niederschlagswasserbewirtschaftung. Die 
Abwasserversorgung des Plangebietes der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 erfolgt durch den 
Ausbau und Anschluss an die vorhandenen Ver- und Entsorgungstrassen der bereits bestehenden 
Bebauung im Gewerbegebiet. 

Bodenversiegelung 

Das Offenhalten der Böden ist eine wesentliche Voraussetzung für einen wirksamen Grundwasser- 
und Bodenschutz. Daher ist die Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate durch Versiegelung 
                                                   
1 § 2 IV BBodSchG 
2 § 2 V BBodSchG 
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infolge der geplanten Bebauung von zunehmender Bedeutung im Hinblick auf eine langfristige 
Trinkwassersicherung. 

Oberirdische Gewässer 

Fließ- oder Stillgewässer sowie Quellen oder Quellbereiche befinden sich nicht innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes bzw. der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40. 

8.  Denkmalschutz 

Zum aktuellen Zeitpunkt sind keine Kenntnisse hinsichtlich Vorkommen von Bodendenkmälern oder 
archäologischen Fundstellen im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. der 1. 
Änderung bekannt. 

9.  Bodenverordnung 

Ein Verfahren zur Bodenordnung / Bodenlandumlegung i.S. der §§ 45 ff BauGB ist nicht notwendig. 

10.  Kosten 

Alle Kosten, die im Zusammenhang mit dem Bauleitverfahren entstehen werden vom Vorhabenträger/ 
Eigentümer der Bauflächen übernommen.   
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